

1.02 Eigenerklärung zur Eignung
Vergabeverfahren: IT-Carve-out und Aufbau einer eigenständigen IT-Umgebung – Emilia Seniorenresidenz
Vergabenummer: ESR-2026-0001




Eigenerklärung zur Eignung
Dieses Formblatt ist vom Bieter, bei Bietergemeinschaften von jedem Mitglied der Bietergemeinschaft sowie – soweit einschlägig – von eignungsrelevanten Nachunternehmen gesondert auszufüllen und mit dem Angebot einzureichen.


	Wichtiger Hinweis der Vergabestelle:
[bookmark: _GoBack]Personenbezogene Kontaktdaten von Referenzgebern sind nur im erforderlichen Umfang und auf einer tragfähigen datenschutzrechtlichen Grundlage anzugeben. Der Bieter stellt die Information der betroffenen Personen nach der DSGVO sicher. Soweit ein namentlicher Kontakt noch nicht rechtmäßig benannt werden kann, ist zunächst eine funktionsbezogene Kontaktstelle anzugeben; die Vergabestelle kann für die Referenzprüfung ergänzende Angaben im rechtlich zulässigen Umfang anfordern.





	Funktion/Stellung im vorliegenden Vergabeverfahren
	☐ Einzelbewerber
☐ Mitglied der Bietergemeinschaft: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
☐ Nachunternehmer
☐ eignungsleihendes Unternehmen für den folgenden Einzelbewerber bzw. für die folgende Bietergemeinschaft: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Name
Anschrift
Rechtsform des Unternehmens
Umsatzsteuer-ID
Telefon
E-Mail
Ansprechpartner
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.





I. Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

Hinweis: 
Die Erklärungen unter Ziffer I „Nichtvorliegen von Ausschlussgründen“ sind vom Bieter und – soweit einschlägig – von eignungsrelevanten Nachunternehmen sowie von jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft mit dem Angebot einzureichen.

	Angabe über Ausschlussgründe

	Ich erkläre/wir erklären, dass für mein/unser Unternehmen keine Ausschlussgründe vorliegen, die meine/unsere Zuverlässigkeit in Frage stellen.
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht 
•	gemäß § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder
•	gemäß § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder
•	gemäß § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden bin/sind.

	Das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen ist eine Mindestanforderung.

	Nach § 6 Abs. 1 WRegG ist ein öffentlicher Auftraggeber nach § 99 GWB vor Erteilung des Zuschlags ab einem geschätzten Auftragswert von 50.000 Euro ohne Umsatzsteuer verpflichtet, das Wettbewerbsregister zum vorgesehenen Zuschlagsempfänger abzufragen.




	Angaben zu zwingenden Ausschlussgründen nach § 123 GWB

	Ich/Wir erkläre/n, dass keine Person, deren Verhalten mir/uns zuzurechnen ist, wegen eines im Folgenden genannten Straftatbestandes oder wegen mehrerer dieser Straftatbestände rechtskräftig verurteilt ist:
a) 	§ 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 
b) 	§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 
c) 	§ 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), 
d) 	§ 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 
e) 	§ 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 
f) 	§ 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
g) 	§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 
h) 	den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), 
	
i) 	Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 
j) 	den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt.

	Das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach § 123 GWB ist eine Mindestanforderung.



	Angaben zu fakultativen Ausschlussgründen nach § 124 GWB

	Ich/Wir erkläre/n, dass keine der nachfolgenden fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 Abs.1 Nr.1, Nr. 3 – 9 GWB in Bezug auf meine/unsere Person/en oder das Unternehmen vorliegen. Der Auftraggeber behält sich einen Ausschluss unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit vor, wenn
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
1. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden,
1. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
1. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
1. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
1. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
1. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
1. das Unternehmen
7. versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
7. versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
7. fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

	Das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach § 124 GWB ist eine Mindestanforderung.

	
Angaben zu Maßnahmen zur Selbstreinigung (sofern zutreffend)

	☐  Ich/wir erkläre(n), dass ein Ausschlussgrund nach § 123 oder § 124 GWB vorliegt und ich / wir die erforderlichen Maßnahmen zur Selbstreinigung nach § 125 GWB vorgenommen habe(n).

	Sofern zutreffend, sind die Maßnahmen zur Selbstreinigung eine Mindestanforderung.

	Die durchgeführten Selbstreinigungsmaßnahmen sind auf gesonderter Anlage zu erläutern (ggf. unter Beifügung entsprechender Nachweise) und diese Unterlagen mit dem Angebot und sofern kein Teilnahmewettbewerb erfolgt mit dem Angebot vorzulegen




	Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben, Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung

	Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt habe(n).

	Die Erfüllung der oben genannten Verpflichtung ist eine Mindestanforderung.

	Falls mein/unser Angebot/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse (soweit mein/unser Betrieb beitragspflichtig ist), eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen (soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt) vorlegen.



	Angaben zu Insolvenzverfahren und Liquidation

	☐  Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet.
☐  Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde(n) ich/wir ihn vorlegen.

	Die Erfüllung der oben genannten Erklärung ist eine Mindestanforderung.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen zur Bestätigung meiner/unserer Erklärung die entsprechende Bescheinigung vorlegen.



	Angaben zum Wettbewerbsregister 

	☐  Hiermit erkläre(n) Ich/wir, dass für mein/unser Unternehmen keine Eintragungen im Wettbewerbsregister des Bundeskartellamtes (Registerbehörde) vorliegen.
☐  Ich/Wir verpflichten uns, die vorstehende Erklärung auch von uns beauftragten Nach- und Verleihunterneh-men zu fordern und auf Verlangen bei der Vergabestelle vorzulegen.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen zur Bestätigung meiner/unserer Erklärung die entsprechende Bescheinigung vorlegen.




	Angaben zur Berufshaftpflichtversicherung

	☐ Ich/Wir erkläre(n), dass eine Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung mit einer Deckung von mindestens 2.000.000 EUR je Schadensfall für Personen-, Sach- und reine Vermögensschäden besteht oder spätestens zum Leistungsbeginn abgeschlossen wird. Die Jahresmaximierung beträgt mindestens das Zweifache dieser Summe. Der entsprechende Versicherungsnachweis wird auf Anforderung vorgelegt.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen zur Bestätigung meiner/unserer Erklärung die entsprechende Bescheinigung vorlegen.





II. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

Hinweis: 
Die Erklärungen unter Ziffer II „Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung“ sind vom Bieter und – soweit einschlägig – von eignungsrelevanten Nachunternehmen sowie von jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft mit dem Angebot einzureichen.

	Eintragung in das Berufs-/Handelsregister Ihres Sitzes oder Wohnsitzes

	☐  Ich bin/Wir sind in einem Berufs-/Handelsregister eingetragen.
Registernummer: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben..
Amtsgericht: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
☐  Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in ein Berufs-/Handelsregister verpflichtet, kann/können aber auf andere Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir zur Bestätigung meiner/unserer Erklärung auf gesondertes Verlangen vorlegen:
Gewerbeanmeldung, Berufs-/Handelsregisterauszug, Eintragung in der Handwerksrolle oder bei der Industrie- und Handelskammer oder anderweitige sonstige Nachweise
Der Nachweis muss aktuell sein, d.h. im Zeitpunkt des Ablaufs der Angebotsfrist höchstens 90 Kalendertage seit dem Ausstellungsdatum erstellt. 




	Angaben zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft

	☐ Ich bin/Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers vorlegen.




III. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

	Angaben geeigneter Referenzen über früher ausgeführte Liefer- und Dienstleistungen der in den letzten höchstens drei Jahren erbrachten wesentlichen Leistungen

	Mit Abgabe des Angebots erklärt der Bieter, in den letzten drei Jahren geeignete Liefer- und Dienstleistungen erbracht zu haben, die hinsichtlich Art, Umfang und Komplexität mit wesentlichen Teilen des ausgeschriebenen IT-Gesamtprojekts vergleichbar sind.

	Mindestanforderungen:
• mindestens drei geeignete Unternehmensreferenzen;
• mindestens eine Referenz mit Aufbau oder wesentlicher Erneuerung einer zentralen IT-Infrastruktur einschließlich Server/Storage/Netzwerk;
• mindestens eine Referenz mit Migration/Cutover geschäftskritischer IT-Dienste;
• mindestens eine Referenz mit anschließendem Support-/Betriebsmodell und SLA;
• mindestens eine Referenz aus Gesundheits-/Pflegebereich oder einer vergleichbar regulierten Umgebung mit sensiblen personenbezogenen Daten.
Eine Referenz darf mehrere Merkmale gleichzeitig erfüllen.

	Für jede Referenz sind in Anlage 1.03 mindestens anzugeben: Auftraggeber, Zeitraum, Auftragswert, Leistungsumfang, eigene Rolle, Umfang Infrastruktur/Migration/Betrieb, eingesetztes Projektteam soweit relevant sowie nachvollziehbare Darstellung der Vergleichbarkeit.

	Die Vorlage von drei Unternehmensreferenzen, die die oben genannten Anforderungen erfüllen, ist eine Mindestanforderung.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, behält sich der Auftraggeber eine Überprüfung der Referenzen beim jeweiligen Vertragspartner/Ansprechpartner vor.
Angaben, die einer Nachprüfung nicht standhalten, führen zum Ausschluss des Angebots. 



	Angaben/Nachweise zur Qualitätssicherung

	Mit dem Angebot ist ein gültiges Zertifikat nach DIN EN ISO 9001 oder ein gleichwertiger Nachweis eines dokumentierten, eingeführten Qualitätsmanagements für den auftragsbezogenen Leistungsbereich einzureichen. Gleichwertige Nachweise werden nach Maßgabe des § 49 VgV berücksichtigt.

	Mindestanforderung ist ein nachvollziehbar eingeführtes Qualitätsmanagement für die ausgeschriebenen Leistungen.




	Angaben/Nachweise zur Informationssicherheit 

	Mit dem Angebot ist ein gültiges Zertifikat nach ISO/IEC 27001 mit einschlägigem Geltungsbereich vorzulegen. Gleichwertige Zertifikate und andere gleichwertige Nachweise werden nach Maßgabe des § 49 VgV berücksichtigt.

	Mindestanforderung ist ein nachgewiesenes Informationssicherheitsmanagement für den auftragsbezogenen Leistungsbereich.



	Erklärung, aus der die jährliche Beschäftigtenzahl des Unternehmens (eigene Beschäftigte, Vollzeitäquivalent) insgesamt in den letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahren nach Berufsgruppen ersichtlich ist (Stichtag: jeweils der 31.12.)

	☐ Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahren über ausreichende personelle Ressourcen zur Leistungserbringung verfügten. Angaben nach Fachbereichen können ergänzend in Anlage 1.11 erfolgen.

	Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise einreichen.

	Hinweis: 
Die Erklärung zu den Beschäftigtenzahlen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren ist vom Bieter und sofern zutreffend vom Nachunternehmer mit Eignungsleihe und von der Bietergemeinschaft insgesamt mit dem Angebot einzureichen.



	Angaben/Nachweise Datenschutz

	Ich/Wir bestätige(n), die im Vergabeverfahren veröffentlichten Datenschutzunterlagen einschließlich einer etwaigen Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung im Auftragsfall anzuerkennen, soweit diese Vertragsbestandteil werden.

	Die Anerkennung der vorgenannten Vereinbarungen ist eine Mindestanforderung. 



	Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen oder Nachweise auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden.




		      
	
	     

	Ort, Datum
	
	Name (mindestens in Textform nach § 126 b BGB) / Unterschrift

	Ist bei einem elektronisch übermittelten Angebot in Textform der Name der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, nicht angegeben, oder ein elektronisches Angebot, das signiert werden muss, nicht wie vorgegeben signiert, wird das Angebot ausgeschlossen.
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